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SCHWERPUNKT

Orientiert an 
Wachstum  

und Leistung
Steuerpolitik für die Mitte

Politisches Handeln ist in pluralen Gesellschaf-

ten auf Entscheidungen und Mechanismen 

ausgerichtet, die allgemein verbindlich sind 

und das Zusammenleben von Menschen regeln. 

Politik muss sich immer wieder die Frage stellen:  

Was ist gut für das Gemeinwesen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt? 

Was sichert Wachstum, Beschäftigung und Wohlstand? Was ist gut für die 

Mitte? Und natürlich: Was ist die Mitte?

Mit der Mitte wird oft allein der Mittelstand assoziiert. Aber die Mitte 

ist mehr als das. Die Mitte, das ist ein Großteil der Angestellten in den ver-

schiedensten Bereichen unserer Wirtschaft. Nicht nur ist sie im öffentlichen 

Dienst, in den Städten und Gemeinden von der Kita über die Pflegeeinrich-

tungen bis hin zur Polizei vertreten, die Mitte wird auch durch die vielen 
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Selbstständigen, die für sich selbst und andere Beschäftigung schaffen, reprä-

sentiert. Die Mitte, das ist der Mittelstand mit seinen zahlreichen innovativen 

kleinen und mittleren Unternehmen. Für die Mitte stehen jene, die mit 

wirtschaft lichen Anstrengungen zum gesamtgesellschaftlichen Erfolg bei-

tragen und für die sich Arbeit und Leistung auch lohnen müssen. 

Die Mitte darf aber nicht nur wirtschaftlich verstanden werden. Die 

Mitte, das sind auch all die Bürgerinnen und Bürger, die von der Familie her 

denken. Das sind die Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren und zum 

Zusammenhalt und zur Stärke der Gesellschaft beitragen. Die Mitte, das sind 

die Leistungsträger – wirtschaftlich und sozial. Die Mitte, das ist das Herz 

der Gesellschaft.

Allen grundlegenden steuerpolitischen Überlegungen oder Reform-

ansätzen ist gemein, dass ihre Ausrichtung immer die Pluralität der Interes-

sen innerhalb der Demokratie zu berücksichtigen hat. Steuerpolitik ist immer 

auch konkrete Gesellschaftspolitik. 

Das bedeutet, die richtige Balance zu finden, eine Mitte zwischen den 

Zielvorstellungen der Allgemeinheit der Steuerpflichtigen und den fiskali-

schen Interessen des Staates, aber auch den Partikularinteressen einzelner 

Bürgerinnen und Bürger oder bestimmter Wirtschaftszweige, zwischen Be-

lasteten und Entlasteten. Die Steuerpolitik der Bundesregierung ist eine Steu-

erpolitik für die Mitte, indem sie einen politischen Konsens sucht, der auf das 

Gemeinwohl aller Bürgerinnen und Bürger zielt und die Leistungsfähigkeit 

der Volkswirtschaft sichert.

Die Ausrichtung der Steuerpolitik ist ein maßgeblicher Faktor für 

wirtschaftliche Entwicklung, aber auch ein Indikator für die Funktionsfähig-

keit der Demokratie. Nicht nur das Verständnis der Steuern als wichtiges 

 Finanzierungsinstrument, sondern auch ihre gestaltende Funktion als Len-

kungs- und Anreizinstrument bieten Anlass zu kontroversem Meinungsaus-

tausch. Dreh- und Angelpunkt steuerpolitischer Diskussionen ist immer wie-

der die Steuergerechtigkeit. Die Idee der steuerlichen Gerechtigkeit findet 

Ausdruck im Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungs-

fähigkeit, zugleich aber auch in der Verständlichkeit und Handhabbarkeit der 

Besteuerung und ihres Vollzuges.

Progressiver Steuertarif und gerechte Lastenverteilung
Steuerpolitik für die Mitte bedeutet eine gerechte Verteilung der Lasten, bei 

der starke Schultern mehr tragen als schwache. Dies wird in unserem Steuer-

recht durch den progressiven Steuertarif sichergestellt. Steuerpolitik für die 

Mitte heißt auch, der kalten Progression wirksam entgegenzutreten. Leistung 

und Einsatzbereitschaft sollen sich lohnen. Der Tarifverlauf darf auf Dauer 

nicht dazu führen, dass den Preisanstieg ausgleichende Lohnsteigerungen 

kaum bei den Menschen ankommen. Darunter leiden insbesondere die un-

teren und mittleren Einkommen. Diesen Effekt gilt es zu beobachten und 



79 Nr. 540, September/Oktober 2016, 61. Jahrgang

regel mäßig durch Steuerentlastungen und Tarifanpassungen abzufangen. 

Dem trägt der regelmäßige Progressionsbericht Rechnung, der eine ziel-

genaue Anpassung ermöglicht. 

Mittelstandsfreundliche Rahmenbedingungen
Für eine umsichtige Steuerpolitik ist die Stabilität der Rahmenbedingungen 

von großer Bedeutung. Wenn die guten Rahmenbedingungen für Innovatio-

nen und Investitionen der Unternehmen in Deutschland erhalten bleiben sol-

len, dann ist Planungssicherheit im Regelungssystem nötig. Verlässliche steuer-

rechtliche Regelungen sollen insbesondere für Unternehmen eine belastbare 

Grundlage für eine solide Steuer- und Finanzplanung bilden. Deshalb wurde 

gleich zu Beginn dieser Legislaturperiode klargestellt, dass auf Steuererhö-

hungen verzichtet wird. Damit werden Investitions- und Leistungsanreize 

für Unternehmen bewahrt. 

Gleichzeitig werden dort, wo mit konsequenter Konsolidierungspo-

litik finanzielle Spielräume erarbeitet wurden, zielgerichtete Entlastungs-

schritte umgesetzt. So wurden zum Beispiel Erleichterungen beim Investi-

tions abzugsbetrag und bei der Verlustverrechnung geschaffen, von denen die 

mittelständischen Unternehmen besonders profitieren. Die kleinen und mitt-

leren Unternehmen prägen die deutsche Wirtschaft. Sie bilden die Grundlage 

für Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung. Der Mittelstand ist auch 

heute der wichtigste Motor für die Entstehung und Bewahrung von Arbeits-

plätzen. Daher ist Steuerpolitik für die Mitte auch Politik für den Mittelstand.

Familienbesteuerung
Weil Mitte nicht nur wirtschaftlich zu verstehen ist, bedeutet Steuerpolitik für 

die Mitte auch Familienförderung. Kinder und Familie sind Grundlage für 

die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft und der Wirtschaft. Diese Zukunfts-

fähigkeit müssen wir erhalten. Das Steuerrecht leistet durch eine familienge-

rechte Ausgestaltung hierzu einen wichtigen Beitrag. Unter anderem wurden 

in dieser Legislaturperiode der Grundfreibetrag, der Kinderfrei betrag, das 

Kindergeld und der Kinderzuschlag für Geringverdiener angehoben. Auch 

der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wurde erhöht und nach der An-

zahl der Kinder gestaffelt. Zusammen mit der Tarifanpassung zum Abbau der 

kalten Progression werden die Bürgerinnen und Bürger so um 5,4 Milliarden 

Euro jährlich entlastet. Arbeitsanreize und Kaufkraft werden gestärkt.

Diese Steuerpolitik für Familien versteht sich als eine Politik, die ge-

lebte familiäre Werte würdigt und Menschen unterstützt, die Verantwortung 

füreinander übernehmen.

Modernisierung des Besteuerungsverfahrens
Die zunehmende Digitalisierung prägt unser Leben mehr und mehr. Das Ge-

setz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens greift diese Tatsache 
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auf und schafft den nötigen rechtlichen Rahmen für ein Gesamtpaket aus 

technischen, organisatorischen und rechtlichen Modernisierungsmaßnah-

men. So sollen bürokratische Hemmnisse gemindert, Ressourcen effektiv ein-

gesetzt und eine bürgerfreundliche und wirtschaftliche Aufgabenerfüllung 

der Steuerverwaltung gewährleistet werden.

Die Steuererklärung wird erleichtert, Serviceangebote werden ausge-

weitet. Der Einsatz von Risikomanagementsystemen im Besteuerungsverfah-

ren wurde gesetzlich verankert. Ein moderner und zukunftsfester Steuervoll-

zug sorgt dafür, dass die wichtige Funktion der Steuererhebung, für eine 

ausreichende finanzielle Ausstattung unseres Gemeinwesens zu sorgen, dau-

erhaft erfüllt werden kann.

Bekämpfung der Steuervermeidung und der Steuerflucht
Die internationalen Anstrengungen zur Eindämmung von Steuervermeidung 

und zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung sind ein bedeutender Baustein 

zur Schaffung und Erhaltung von Steuergerechtigkeit. Mit dem Abschluss 

des von Deutschland maßgeblich vorangetriebenen gemeinsamen Projekts 

der OECD und der G20 gegen Gewinnkürzung und Gewinnverlagerung 

(Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) im Oktober 2015 und der Vereinbarun-

gen zum automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten nach dem 

gemeinsamen Meldestandard (Common Reporting Standard) konnten wesent-

liche Schritte zur Eindämmung von Steuervermeidung und zur Bekämpfung 

von Steuerhinterziehung erzielt werden.

Nun liegt der Fokus auf deren Implementierung in möglichst vielen 

Staaten und Gebieten. Bereits 85 Staaten haben sich dem sogenannten Inclu-
sive Framework angeschlossen und sich damit zur Umsetzung der BEPS-Emp-

fehlungen verpflichtet. Ebenso haben sich inzwischen mehr als hundert Staa-

ten und Gebiete zu dem entsprechenden Common Reporting Standard bekannt.

Mit der Einführung des internationalen Informationsaustausches in 

Steuersachen hat auch die Diskussion um die Abschaffung der Abgeltung-

steuer im politischen Diskurs an Fahrt gewonnen. Bevor jedoch über die Ab-

schaffung nachgedacht werden sollte, ist zunächst die praktische Grundlage 

für eine weitere Sicherstellung einer gleichmäßigen Besteuerung zu schaffen. 

Hierzu gehört auch der automatische Informationsaustausch. Manches 

spricht ebenso für die Beibehaltung der Abgeltungsteuer: Sie wirkt für den 

Bürger und die Steuerverwaltung vereinfachend und bürokratieentlastend. 

Steuerpolitik in ausgeglichenen Haushalten
Das Erreichen schuldenfreier öffentlicher Haushalte ist eine außergewöhn-

liche Leistung, die die Zukunftsfähigkeit Deutschlands stärkt. Schon auf-

grund der demografischen Herausforderungen, die vor uns liegen, müssen 

wir jetzt an schuldenfreien Haushalten festhalten und darüber die Staatsver-

schuldungsquote weiter konsequent zurückführen. Die Bürger in Deutschland 
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haben zugleich hohe Ansprüche an staatliche Leistungen, was sich auch im 

Umfang der Staatsausgaben widerspiegelt. Mittelfristig sollten diese dennoch 

nicht stärker wachsen als die allgemeine Wirtschaftskraft. Die Prognosen der 

unabhängigen Steuerschätzer gehen für die kommenden Jahre zwar davon 

aus, dass das Steueraufkommen stärker zunimmt als die allgemeine Wirt-

schaftskraft. Die sich hieraus in den nächsten Jahren möglicherweise erge-

benden Spielräume sollten aber für weitere Entlastungen vor allem der mittle-

ren Einkommen bei der Lohn- und Einkommensteuer genutzt werden. Es gilt 

nun, die Leistungsträger zu entlasten, die Ingenieure, Handwerksmeister, 

Lehrer und Polizisten aus der Mitte unserer Gesellschaft. Das stellt auch die 

richtigen Weichen für ein gutes und nachhaltiges Wirtschaftswachstum. 

Angesichts des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandels wird 

man die Frage nach Reichweite und Effizienz der steuerpolitischen Ausrich-

tung immer wieder von Neuem aufwerfen müssen. Das Steuersystem muss 

sich fortentwickeln, ohne dabei seinen Anspruch an Stringenz, Stabilität und 

Verlässlichkeit zu verlieren. Die stabilitätsorientierte Finanz- und Steuerpoli-

tik der Bundesregierung hat in den letzten Jahren das Zukunftsvertrauen von 

Bürgern und Unternehmen gestärkt. Der positive Wachstums- und Beschäf-

tigungstrend mit einer robusten Binnennachfrage ist nicht zuletzt das Ergeb-

nis verlässlicher Reformpolitik und finanzpolitischer Solidität. Auch in Zu-

kunft gilt es, günstige Rahmenbedingungen zu sichern, bei denen es sich 

lohnt, kreativ und innovativ zu sein.

Nur aus der Mitte kann Deutschland erfolgreich gestaltet werden. 

Eine verlässliche, leistungsgerechte und wachstumsorientierte Steuerpolitik 

leistet hierzu einen wichtigen Beitrag – für die Mitte.


